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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass nach aktuellen Schätzungen von Organisationen, die den Hunger in 
der Welt bekämpfen, derzeit jeder fünfte Mensch in den Entwicklungsländern unterernährt 
ist und an chronischem Hunger leidet und zudem jeden Tag über 30 000 Kinder in der 
Welt an Hunger und Armut sterben,

B. in der Erwägung, dass die Landwirtschaft in den Entwicklungsländern mehr als 70 %, in 
vielen afrikanischen Ländern mehr als 80 % der Arbeitskräfte Beschäftigung und eine 
Existenzgrundlage bietet und dass daher Maßnahmen für die Entwicklung des ländlichen 
Raums von entscheidender Bedeutung sind, um Armut und Hunger wirksam zu 
bekämpfen,

C. in der Erwägung, dass Frauen in Entwicklungsländern zwischen 60 % und 80 % der 
Nahrungsmittel produzieren, bzw. für die Hälfte der weltweiten 
Nahrungsmittelproduktion verantwortlich sind, und unter Berücksichtigung der extrem 
wichtigen Rolle der Frauen bei der Versorgung der Familie sowie der Tatsache, dass 
Frauen entschieden schwereren Zugang zu Land und Produktionsmitteln haben als 
Männer und daher konsequent gefördert und unterstützt werden müssen,

1. bekräftigt, dass für Länder, die der Gruppe der Staaten in Afrika, im karibischen Raum 
und im Pazifischen Ozean (AKP) angehören, die Landwirtschaft ein Sektor ist, der mehr 
als jeder andere zu einem Wachstum zugunsten der armen ländlichen Bevölkerung führen 
und gleichzeitig einen konkreten Beitrag zur Erreichung des ersten Millennium-
Entwicklungsziels, d. h. Beseitigung von extremer Armut und Hunger, leisten kann, und 
betont, wie wichtig es daher ist, unverzüglich zu handeln und verstärkte Investitionen in 
die Landwirtschaft und die Entwicklung des ländlichen Raums zu fördern;

2. weist mit Nachdruck darauf hin, dass sich die landwirtschaftliche Entwicklung in erster 
Linie auf das Recht auf Nahrung und das Recht, Nahrungsmittel zu erzeugen, gründen 
muss, damit allen Menschen zu dem Recht auf eine sichere, nahrhafte und ihrer Kultur 
angemessene Nahrung, produziert durch ökologisch vernünftige und nachhaltige 
Methoden in selbstbestimmter landwirtschaftlicher Struktur, verholfen wird;

3. fordert die Europäische Union auf, das Recht der Entwicklungsländer auf 
Nahrungsmittelsouveränität anzuerkennen und diese mit gezielten Maßnahmen zu 
unterstützen, wobei es gilt, primär die vorhandenen Strukturen und Ressourcen - zum 
Beispiel Saatgut, Dünger, Produktionsmittel - zu nutzen und auszubauen, sowie die 
regionale Integration zu fördern;

4. fordert die Europäische Union auf, die Landwirtschaft erneut in den Mittelpunkt ihrer 
Entwicklungspolitik zu rücken und Programmen zur Förderung der landwirtschaftlichen 
Entwicklung, die klare Vorgaben für die Armutsminderung und realisierbare Ziele 
beinhalten, besondere Priorität einzuräumen, insbesondere Maßnahmen, die die 
kleinbäuerliche Landwirtschaft fördern und die Produktion von Nahrungsmitteln für die 



PE412.007v02-00 4/6 AD\751705DE.doc

DE

lokalen Märkte durch Nutzung der Artenvielfalt unterstützen, wobei ein besonderer 
Schwerpunkt auf dem Kapazitätenaufbau für Kleinbauern und Frauen liegen muss;

5. fordert ferner die Regierungen der AKP-Staaten auf, den Landwirtschaftssektor in ihre 
politischen Prioritäten einzubeziehen, um der 2003 in der Erklärung von Maputo 
eingegangenen Verpflichtung, mindestens 10 % der öffentlichen Ausgaben für die 
Landwirtschaft vorzusehen, nachzukommen, und ersucht die Kommission, sie in diesem 
Vorhaben, insbesondere bei der Halbzeitüberprüfung des 10. EEF, zu bestärken;

6. fordert insbesondere die unverzügliche Bereitstellung zusätzlicher Mittel für eine 
kurzfristige Nahrungsmittelhilfe und humanitäre Hilfe an die Entwicklungsländer mit den 
geringsten Einkommen und der größten Bedürftigkeit; begrüßt daher die positive Initiative 
für eine mit 1 Mrd. Euro ausgestattete Krisenreaktionsfazilität zur Bewältigung des 
drastischen Anstiegs der Nahrungsmittelpreise in Entwicklungsländern; fordert jedoch mit 
Nachdruck, dass diese Nahrungsmittelfazilität und kurzfristige Nahrungsmittelhilfe 
Bestandteil einer umfassenderen, langfristigen Politik für Agrarinvestitionen sein soll;

7. fordert die Europäische Union auf, mit den Mitgliedstaaten, den Regierungen der AKP-
Staaten, internationalen Organisationen, regionalen Entwicklungsbanken und privaten 
Stiftungen, Nichtregierungsorganisationen und lokalen Behörden zusammenzuarbeiten, 
um neue Projekte und Programmmaßnahmen gegen den drastischen Anstieg der 
Lebensmittelpreise besser in regionale Programme zu integrieren;

8. bestärkt die AKP-Staaten darin, eine bessere Koordinierung und eine stärkere 
Einbeziehung der Regierungen, lokalen Behörden sowie der nationalen und regionalen 
Parlamente in den Entscheidungsprozess im Bereich der Agrarpolitik und 
Ernährungssicherheit zu fördern und auch eine umfassendere Beteiligung der 
Zivilgesellschaft und der bäuerlichen Organisationen zu ermöglichen;

9. fordert Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbildungsmöglichkeiten, um jungen 
Menschen eine weiterführende Ausbildung in der Landwirtschaft, einschließlich einer 
Schulung im Hinblick auf die Einhaltung der Gesundheits- und Pflanzenschutznormen der 
EU, zu ermöglichen, und zur Schaffung von Arbeitsplätzen für Absolventen einer solchen 
Ausbildung, um die Armut und die Abwanderung aus ländlichen in städtische Gebiete zu 
verringern und die Abwanderung hochqualifizierter Arbeitskräfte aus 
Entwicklungsländern in Industrieländer zu vermeiden;

10. ersucht den Rat und die Kommission, in enger Abstimmung mit den AKP-Staaten der 
Frage der Auswirkungen der Agrarausfuhrsubventionen der EU auf die AKP-Staaten 
Priorität einzuräumen und sich zu verpflichten, unter Wahrung der diesbezüglich 
eingegangenen Verpflichtungen konkrete und dauerhafte Antworten zu geben, um 
Dumping zu vermeiden;

11. verweist auf den „Code of Good Conduct in Food Crisis Prevention and Management“ 
2008 des Food Crisis Prevention Network (FCPN) und fordert die Implementierung bzw. 
Berücksichtigung dieser Verhaltensregeln in der 'Gemeinsamen Agrarpolitik'; unterstützt 
und fordert zudem die Einbeziehung der Zivilgesellschaft und die Förderung insbesondere 
von Frauen, Kleinbauern-Kooperativen und Erzeugergemeinschaften, um die 
Nahrungsmittelsicherheit und Nahrungsmitteleigenversorgung sicherzustellen;
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12. weist den Rat und die Kommission darauf hin, dass die Agrarkraftstoffe nur eine Teil- und 
Übergangslösung für die Problematik der Auswirkungen des Verkehrs auf die 
Klimaerwärmung und die Erschöpfung der Erdölquellen darstellen, und ersucht sie daher, 
dafür zu sorgen, dass die Herstellung von Agrarkraftstoffen auf europäischer Ebene von 
ihnen nur dann zugelassen wird, wenn strikte Nachhaltigkeitskriterien erfüllt werden und 
es zu keiner Konkurrenz mit Nahrungsmitteln kommt.
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